
neut den Leninschen Normen in der Partei, im Staat und 
im gesellschaftlichen Leben zum Durchbruch. Der XX. Par­
teitag unterstrich dabei auch die Rolle und die Bedeutung 
der Staatsanwaltschaft als Hüter und Garant der Gesetz­
lichkeit für den Staat der Arbeiter und Bauern und für 
den sozialistischen Aufbau. Es darf aber nicht außer acht 
gelassen werden, daß die Gesetzlichkeit trotz ihrer zeit­
weiligen Verletzung durch Stalin nie aufgehört hat, in 
der Sowjetunion ein entscheidendes Prinzip beim Aufbau 
des Sozialismus zu sein. Die Verletzungen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit waren also nicht Ausdruck des sozia­
listischen Systems, sondern weitestgehend bedingt durch 
die wütenden Angriffe des Imperialismus auf den ersten 
sozialistischen Staat der Welt. Stalin hat sich beim Aufbau 
und bei der Festigung der Sowjetmacht trotz der begange­
nen Fehler große Verdienste erworben und niemals auf­
gehört, das Beste für den Sozialismus und das Proletariat 
zu wollen (vgl. Chruschtschow vor den Kulturschaffenden, 
„Neues Deutschland“ vom 7. September 1957, S. 3).

V
Das Gesetz über die Staatsanwaltschaft der Deutschen 

Demokratischen Republik vom 23. Mai 1952 ist im Geiste 
und in Befolgung der leninistischen Prinzipien über die 
Stellung und die Rolle der Staatsanwaltschaft in einem 
Staat der Arbeiter und Bauern geschaffen worden.

Es charakterisiert die Staatsanwaltschaft als ein selb­
ständiges und von anderen Staatsorganen unabhängiges 
Organ, dem die höchste Aufsicht über die strikte Einhal­
tung der Gesetze und Verordnungen der Deutschen Demo­
kratischen Republik obliegt. Bei der Ausarbeitung dieses 
Gesetzes konnten die großen Erfahrungen der sowjetischen 
Staatsanwaltschaft genutzt werden, wobei Genossen der 
sowjetischen Staatsanwaltschaft uns auch unmittelbar in 
selbstloser Weise halfen und unterstützten.

VI
Im Gegensatz zur Staatsanwaltschaft des westdeutschen 

Staates ist die der Deutschen Demokratischen Republik 
eine völlig neue Staatsanwaltschaft.

Die Staatsanwaltschaft der Bourgeoisie war, als diese 
mit der französischen Revolution die Macht eroberte, eine 
fortschrittliche Institution. Sie war der sichtbarste Aus­
druck für die Überwindung der mittelalterlichen Inqui­
sitionsverfahren, gegen die sich auch der Sturm auf die 
Bastille durch die Pariser Volksmassen richtete.

Mit dem Erstarken der Arbeiterklasse mußte aber die 
Bourgeoisie sehr bald aus der fortschrittlichen Institution 
der Staatsanwaltschaft einen Büttel zur Niederhaltung des 
Proletariats machen, weil dieses sich gegen die Ausbeutung 
erhob und mit seinem Machtanspruch hervortrat.

Die westdeutsche Staatsanwaltschaft ist heute das In­
strument des imperialistischen Adenauer-Regimes und 
knüpft in jeder Beziehung an das schmachvolle Erbe der 
Staatsanwaltschaft des imperialistischen und militaristi­
schen Deutschlands an. Die Blutrichter und -Staatsanwälte 
des Naziregimes werden für „würdig“ und „geeignet“ be­
funden, nach ihren alten Methoden die Politik der Unter­
drückung und des Terrors gegen die KPD, die FDJ, gegen 
Friedenskämpfer und alle anderen fortschrittlichen Kreise, 
für das westdeutsche Monopolkapital skrupellos durchzu­
führen.

Die Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokratischen 
Republik dagegen hat damit nichts gemein. Sie ist das In­
strument der Arbeiter-und-Bauem-Macht, in dem neue, 
sozialistische Menschen als Staatsanwälte und Mitarbeiter

den Willen der übergroßen Mehrheit des Volkes verwirk­
lichen und Recht und Gesetzlichkeit garantieren.

VII
Im Gegensatz zur westdeutschen Staatsanwaltschaft, die, 

wie jede kapitalistische Staatsanwaltschaft, seihst die 
völlig von der Bourgeoisie beherrschten örtlichen Organe 
der Staatsmacht ignoriert und mißachtet, ist die enge Zu­
sammenarbeit der Staatsanwälte mit den örtlichen Volks­
vertretungen in der Deutschen Demokratischen Republik 
Pflicht der Staatsanwaltschaft, wie das auch im Gesetz 
vom 17. Januar 1957 seinen Ausdruck gefunden hat. Da­
durch helfen die Staatsanwälte mit, die schöpferische In­
itiative der Volksmassen zu wecken und zur Entfaltung zu 
bringen. Es ist die Aufgabe der Staatsanwälte, die ört­
lichen Volksvertretungen, die oberste Machtorgane in ihrem 
Territorium sind, stets nach besten Kräften zu unter­
stützen und vor diesen Organen über ihre Arbeit regel­
mäßig zu berichten. Diese enge Zusammenarbeit mit den 
örtlichen Machtorganen steht nicht in Widerspruch zur 
Unabhängigkeit und Selbständigkeit der Staatsanwalt­
schaft, sondern entspricht dem Wesen und den grundsätz­
lichen Arbeitsmethoden unserer / volksdemokratischen 
Staatsmacht. Dabei müssen sich die Staatsanwälte bewußt 
sein, daß mit der weiteren Dezentralisierung der Verwal­
tungsaufgaben und der Verlagerung größerer Verantwor­
tung auf die örtlichen Organe die Aufsicht des Staats­
anwalts über die einheitliche Anwendung der Gesetze noch 
größere Bedeutung gewinnt.

VIII
Während der Staatsanwalt im Kapitalismus nur auf die 

Rolle des Anklägers im Strafprozeß beschränkt bleibt, hat 
die sozialistische Staatsanwaltschaft im Interesse der Ar­
beiterklasse und entsprechend ihrer Rolle bei der Schaf­
fung neuer gesellschaftlicher Verhältnisse gemäß der Lenin­
schen Konzeption der Staatsanwaltschaft eine viel breitere, 
umfassendere und verantwortungsvollere Aufgabenstellung.

Die Staatsanwaltschaft ist berufen, die oberste Aufsicht 
über die Wahrung der Gesetzlichkeit auszuüben. Sie um­
faßt die bekannten vier Aufsichtsformen:

Allgemeine Aufsicht,
Gerichtsaufsicht,
Aufsicht über die Untersuchungsorgane,
Aufsicht über den Strafvollzug.

Wie der sozialistische Staat, so ist auch die sozialistische 
Staatsanwaltschaft für das gesamte werktätige Volk und 
nicht für egoistische Klasseninteressen einer Minderheit 
von Ausbeutern tätig.

Wie der sozialistische Staat nicht mit dem Ausbeuter­
staat vergleichbar ist, so ist auch die sozialistische Staats­
anwaltschaft nicht vergleichbar mit ähnlichen Einrich­
tungen der Bourgeoisie in den kapitalistischen Staaten.

Die sozialistische Staatsanwaltschaft ist eine Staatsan­
waltschaft neuen, sozialistischen Typs. Sie konnte in der 
Deutschen Demokratischen Republik und in den Volks­
demokratien dank des Sieges der russischen Arbeiter und 
Bauern vor 40 Jahren und dank ihres erfolgreichen Auf­
baus der sozialistischen Gesellschaft in der Sowjetunion 
entstehen.

Sie ist als Institution der Arbeiter-und-Bauem-Macht, 
wie ihre Entwicklung in der Sowjetunion und allen volks­
demokratischen Staaten beweist, hinsichtlich ihrer umfas­
senden Aufgabenstellung, ihrer Methoden und ihrer Kader 
der bürgerlichen Staatsanwaltschaft turmhoch überlegen.

Änderungen des Familienrechts der CSR*)
Von Dr. SENTA RADVANOVA, wiss. Assistentin an der Juristischen Fakultät der Karls-Universität in Prag

Das neue Familienrecht der CSR hat seit seinem 
Inkrafttreten alle Erwartungen erfüllt. Es entspricht 
allen ökonomischen und sozialen Bedingungen, die 
gegenwärtig das Leben der Bürger der CSR bestimmen. 
Unsere Öffentlichkeit zeigt für alle Fragen, die Ehe 
und Familie betreffen, großes Interesse.

Die Ehe wird auf der Grundlage der Gleichberechti­
gung und der freien Willensbestimmung beider Part­
ner geschlossen. Der Staat nimmt die Ehe und die 
Familie unter seinen besonderen Schutz und unter­
stützt sie mit allen materiellen, sozialen und juristi­
schen Mitteln. Unser Recht schützt insbesondere die 
Interessen der minderjährigen Kinder. Zur Sicherung 
des Schutzes der Minderjährigen ist unser Familien-

*) Entnommen dem Bulletin de droit tchöcoslovaque, ver­
öffentlicht von der Vereinigung tschechoslowakischer Juristen, 
1956 Nr. 3-4 S. 318.

recht im Lauf der letzten Jahre mehrfach ergänzt 
worden.

Ende des Jahres 1955 sind mit Wirkung vom 
1. Januar 1956 drei gesetzliche Bestimmungen erlassen 
worden, die einerseits die minderjährigen Kinder und 
andererseits die Ehescheidung Latreffen. Die Vor­
schriften über die Beitreibung von Unterhaltsforderun­
gen für Minderjährige, über die staatlichen Geldzuwen­
dungen für Erziehung und Unterhalt der Kinder, 
die staatliche Heimerziehung sowie die Vorschriften 
über die Ehescheidung würden geändert bzw. ergänzt. 
Diese Veränderungen stellen jedoch keineswegs eine 
völlige Kursänderung auf dem Gebiet des Familien­
rechts dar. Sie stehen im Gegenteil mit seinem Sinn in 
völliger Übereinstimmung. Sie ergänzen es lediglich auf 
Grund der Erfahrungen, die man in der Praxis ge­
macht hat.
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